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A. Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
(Anlage ohne satzungsmäßige Bedeutung) 

 

 

1. Aufstellungsbeschluss und Abgrenzung 

 

Der Rat der Gemeinde Dahlem hat in seiner Sitzung vom 15.02.2018 beschlossen, 

den Bebauungsplan Nr. 36 „Markusstraße, Teilbereich 2“ einer 1. Änderung zu unter-

ziehen. Zur Lage des Plangebietes am westlichen Rand des Hauptortes Dahlem sie-

he in der Übersichtskarte auf der Planzeichnung. Die Abwicklung soll als 

„Bebauungsplan (-Änderung) der Innenentwicklung“ im „beschleunigten Verfahren“ 

gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) erfolgen. 

 

Die Änderung gliedert sich in zwei unterschiedliche Teilflächen auf: 
 

-Änderungsbereich 1 umfasst den Grundstücksstreifen Gemarkung Dahlem, Flur 29, 

Flurstücke 308 bis 312 nördlich der Markusstraße, Größe 0,34 ha. Hier werden Ände-

rungen an Planzeichnung, Nutzungsschablone und Festsetzungen vorgenommen. 

Zur Klarstellung gegenüber dem Rest des Baugebietes erhält er die gesonderte Be-

zeichnung „Baugebietsteil 2.A“. 
 

-Änderungsbereich 2 beinhaltet die gesamten übrigen Baugebietsflächen des Bebau-

ungsplans (BPlan), südlich und nördlich der Markusstraße, Flächengröße rund 3,5 

ha. 

 

Die beiden Änderungsteilbereiche sind in der Planzeichnung jeweils durch eine Sig-

natur nach der Planzeichenordnung gekennzeichnet und eindeutig abgegrenzt. 

 

 

2. Ziel des Planverfahrens 

 

Dieses Planverfahren verfolgt im Wesentlichen zwei Ziele: 
 

Zum einen sollen Änderungen, die für den zuerst erschlossenen BPlan–Teilbereich 1 

in den letzten Jahren durchgeführt wurden, nun auch für den Teilbereich 2 übernom-

men werden, v.a. Erhöhung der Geschossigkeit und der Traufhöhen-Festsetzung. 

Darüber hinaus sollen weitere zulässige Dachformen und –neigungen eingeführt und 

alte Reglementierungen zu Bodenaufschüttungen und Abgrabungen auf den Grund-

stücken gestrichen werden. 

 

Zum anderen wurden für den nordöstlich (im Teilbereich 1) angrenzenden Baublock 

entlang der Markusstraße (Flurstücke Nrn. 255 bis 259) im vergangenen Jahr noch 

weitergehende Änderungen hinsichtlich Geschossflächenzahl, Trauf- und Firsthöhe 

sowie zulässiger Wohnungsanzahl vorgenommen. Dahinter stand die Absicht eines 

Investors, auf den Flurstücken Nr. 255 und 256 ein mehrgeschossiges Gebäude zur 

Unterbringung einer Tagespflegeeinrichtung und mehrerer Mieteinheiten zu errichten, 

was mit den alten Festsetzungen nicht gegangen wäre. 

 

Weitere Gespräche mit Projektentwicklern haben inzw. erkennen lassen, dass diese 

Entwicklung sich auf angrenzenden Grundstücken fortsetzen könnte. Zwischenzeitig 

plant ein weiterer Investor für die Flurstücke 257, 258, 259 und 308 die Errichtung 

zweier Gebäude mit insgesamt 16 Wohneinheiten für betreutes Wohnen sowie 4 
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Mietwohnungen. Im Raum steht dort auch die Eröffnung einer Zweigstelle eines Phy-

siotherapeuten. 

 

Eine Fortführung dieser Tendenz zur –gemäßigten- Verdichtung auf den angrenzen-

den Grundstücken Nrn. 309 bis 312 ist denkbar. Die jetzt dort vorgesehene Ausrich-

tung, weg von ursprünglich nur 1-geschossigen Einfamilienhäusern hin zur 

Ermöglichung auch von 2-geschossigen Mieteinheiten, soll die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Umsetzung entsprechender Vorhaben schaffen. 

Dazu ist es erforderlich, für den Block an diesem eingegrenzten Straßenabschnitt, 

hier benannt als „Baugebietsteil 2.A“, einige Elemente der Textlichen Festsetzungen 

abzuändern und eine eigene Nutzungsschablone einzuführen. Ferner erfolgt eine Ab-

trennung durch eine „Knotenlinie“ als Abgrenzungssignatur. 

 

Die Anpassung des Planungsrechts steht vor dem Hintergrund des demographischen 

Wandels, und damit im Zukunftsinteresse der Gemeinde. Sie treibt nicht nur die bau-

liche Aufsiedlung im Neubaugebiet „Markusstraße“ voran, zusätzlich können durch 

diese Entwicklung auch die zentralörtliche Funktion gestärkt und u.U. weitere Ar-

beitsplätze geschaffen werden. 

 

 

3. Planungsrechtliche Rahmenbedingungen 

 

Im Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Dahlem liegt eine Darstellung als 

„Wohnbaufläche (W)“ zugrunde. Daraus wurde im Bebauungsplan 36 die Baugebiets-

Kategorie „Allgemeines Wohngebiet – WA“ nach §4 BauNVO entwickelt. Diese Bau-

gebiets-Kategorie hat auch nach der geplanten Änderung Bestand. 

 

Der Anwendungsbereich des „beschleunigten Verfahrens“ gemäß § 13a BauGB be-

zieht sich auf Bebauungspläne, bzw. deren Änderung oder Ergänzung, die der Wie-

dernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen 

der Innenentwicklung dienen und die eine zulässige, versiegelte Grundfläche im Sin-

ne der Baunutzungsverordnung (BauNVO, § 19, Abs. 2) von weniger als 20.000 m² 

ausweisen (bzw. nach einer Vorprüfung bis weniger als 70.000 m²). Diese Vorausset-

zung ist bei der Größe der Änderungsbereiche und den herrschenden GRZ-Werten 

erfüllt. 

 

Ferner dürfen im „beschleunigten Verfahren“ keine Vorhaben begründet werden, die 

einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen wür-

den. Es dürfen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Schutzgütern nach 

§ 1, Abs. 6, Nr. 7, Buchstabe b BauGB oder dafür bestehen, dass bei der Planung 

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen 

nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (bei sog. „Störfallbetrieben“) 

zu beachten sind. 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird hier keine Zulässigkeit eines zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung verpflichtenden Vorhabens be-

gründet. Des Weiteren bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 

Schutzgütern (vgl. u. Kap. 6) oder für Beachtenspflichten bzgl. Störfallbetrieben. So-

mit sind auch diese Voraussetzungen erfüllt und es kann das beschleunigte Verfah-

ren gemäß § 13a, Abs. 1 BauGB durchgeführt werden. 

 

Im beschleunigten Verfahren ist keine förmliche Umweltprüfung nach § 2, Abs. 4 

BauGB, in Gestalt eines sog. „Umweltberichts“, erforderlich, ferner ist bei der Fall-
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gruppe nach Abs. 1, Satz 2, Nr. 1, wie hier gegeben, kein Ausgleich für eventuelle 

Eingriffe in Natur und Landschaft zu erbringen. 

Element des beschleunigten Verfahrens ist ferner eine in etwa analoge Handhabung 

der Beteiligungsvorschriften des § 13, Abs. 2 u. 3 BauGB („vereinfachtes Verfahren“). 

 

Auch im Sinne einer nachhaltigen und flächensparenden Bodenbewirtschaftung und 

des Klimaschutzes ist die Umwidmung bereits beplanter und vorgeprägter Flächen 

der eventuellen Ausweisung von Neuflächen vorzuziehen. Aufgrund dessen und der 

räumlicher Nähe zu den bereits geschaffenen Einrichtungen im Teilbereich 1 drängen 

sich keine Planungs- und Standortalternativen auf. 

 

 

4. Art und Maß der baulichen Nutzung, Änderung der Textl. Festsetzungen 
 

Die Änderungen, die den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans betreffen, 

erfolgen in Anlehnung an bereits erfolgte Änderungen im Teilbereich 1. Analog zu 

diesen Änderungen werden für den Teilbereich 2 folgende Punkte geändert: 
 

- Anhebung der Zahl der Vollgeschosse von I auf II 

- Erhöhung der zulässigen Traufhöhe von 3,5 m auf (mind.) 6,5 m (im „Baugebiets-

teil 2.A“ sogar 7m, siehe unten) 

- Erweiterung der zulässigen Dachformen und –neigungen um Mansarddächer bis 

80° Dachneigung sowie Pultdächer. 

 

Ferner wird ein Festsetzungsblock zu Bodenaufschüttungen und Abgrabungen auf 

den Baugrundstücken gestrichen, weil er sich (im Teil 1) als zu restriktiv und obsolet 

herausgestellt hat. 

 

Die geplanten Änderungen bezwecken hauptsächlich eine intensivere Ausnutzbarkeit 

der Baugrundstücke und mehr Gestaltungsfreiheit. Diese Änderungen sind notwen-

dig, um für bereits absehbare Nutzungswünsche der Eigentümer geeignete Rahmen-

bedingungen zu schaffen. 

 

Folgende Punkte werden darüber hinaus in dem separat abgegrenzten „Baugebiets-

teil 2.A“ geändert: 
 

- Erhöhte Werte für die für die bauliche Ausnutzbarkeit: 

o Geschossflächenzahl 0,5 statt 0,4 

o Traufhöhe 7 m statt 3,5 m 

o Firsthöhe 11 m statt 8,5 m 

- Streichung der Beschränkung auf Einzelhäuser; statt dessen jetzt „normale“ offe-

ne Bauweise mit allen Hausformen 

- Streichung der Begrenzung der zulässigen Wohneinheitenzahl je Gebäude 

- Aufweitung der überbaubaren Grundstücksfläche von 15 m auf 17 m Tiefe. 
 

Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird zugunsten einer höheren Ausnutzbarkeit her-

aufgesetzt, um den zu erwartenden größeren umbauten Raum abzudecken. Die er-

höhten Werte für Trauf- und Firsthöhe und die Freigabe der Wohnungszahl sind vor 

dem Ziel vertretbar, eine dem Allgemeinwohl dienende Einrichtung und -in Maßen- 

verdichtete Baukörper zu schaffen. Zudem liegt der Baugebietsteil 2.A in einer Senke, 

sodass die Gebäudekörper aufgrund der günstigen topographischen Lage keine 

Fernwirkung entfalten. 
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Die rückwärtige Baugrenze wird hauptsächlich um 2 m aufgeweitet, um die geplanten 

Gebäudekörper etwas weiter von der Straßenkante abzurücken und den Zwischen-

streifen für eine Stellplatzreihe in Vertikalaufstellung nutzen zu können. 

Die Neuregelungen dienen zusammengefasst der Möglichkeit, auch etwas größere 

und v.a. höhere Baukörper im „Baugebietsteil 2.A“ errichten zu können. Die Festset-

zungen zur baulichen Ausnutzbarkeit der Grundstücke (Geschossigkeit, Geschoss-

flächenzahl, Gebäudehöhen) orientieren sich an denjenigen für die benachbarten 

Flurstücke an der Markusstraße (Tagespflegeeinrichtung und geplantes betreutes 

Wohnen). Auf diese Weise soll sich die neue Bebauung, soweit möglich, in die Um-

gebung einfügen, aber dennoch der wirtschaftliche Betrieb einer weiteren, ähnlichen 

Einrichtung gewährleistet werden. 

Die angestrebte Erweiterung von Betreuungseinrichtungen stellt eine sinnvolle Er-

gänzung des Pflegeheims im benachbarten Teilbereich 1 und einen „weichen“ Über-

gang von diesem zur umgebenden Einfamilienhausbebauung, sowohl in der Nutzung 

als auch in der Baugestaltung, dar. 

 

Analog zur Änderung der Planzeichnung ergeben sich Änderungen an den zugehöri-

gen „Textlichen Festsetzungen“. Sie sind dort kursiv hervorgehoben und dienen zu-

sammengefasst dem Einfügen der neuen, größeren Baukörper in ein ansonsten (mit 

Ausnahme des Pflegeheims, der Tagespflegeeinrichtung und dem geplanten betreu-

ten Wohnen) auf Einzelhäuser ausgerichtetes Planungsrecht. Soweit die Festsetzun-

gen jetzt nicht abgeändert, ersetzt oder ergänzt werden, behalten sie in der 

bisherigen Form ihre Gültigkeit. 

 

Die bisher ausgewiesene planungsrechtliche Art der baulichen Nutzung (Allgemeines 

Wohngebiet – WA), nach den Bestimmungen der BauNVO, bleibt bestehen. Betreute 

Wohnanlagen sind nach dem Nutzungsartenkatalog des § 4 Abs. 2 BauNVO (u.a. 

Wohngebäude, Anlagen für soziale, gesundheitliche Zwecke…), insbesondere in 

Verbindung mit der Klarstellung unter § 3, Abs. 4 BauNVO („Zu den (…) zulässigen 

Wohngebäuden gehören auch solche, die ganz oder teilweise der Betreuung und 

Pflege ihrer Bewohner dienen“) zulassungsfähig und werden sich auch in den Ge-

bietskontext einfügen. 

 

Die Einhaltung der Abstandsflächen zu den Nachbargrundstücken und des Maßes 

der baulichen Nutzung ist Angelegenheit des Planers im späteren Baugenehmi-

gungsverfahren. 

 

 

5. Verkehrstechnische Erschließung, Ver- und Entsorgung 

 

Die verkehrliche Erschließung sowie die Ver- und Entsorgung sind durch die vorhande-
nen Anlagen und Planungen grundsätzlich gewährleistet. An den gepl. Verkehrsanlagen 
tritt keine Änderung ein. Eine relevante Erhöhung des Verkehrsaufkommens ist im Ver-
gleich zur vorgehenden Planung nicht zu erwarten. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass im Vergleich zu den ursprünglich vorgesehenen Einfamilienhäusern die Bewohner 
und Besucher einer Anlage für betreutes Wohnen jedenfalls nicht mehr Kfz-
Bewegungen erzeugen. In Relation zum Gesamtgebiet wird die –gemäßigte- Nachsteu-
erung bzgl. des Verkehrsaufkommens kaum ins Gewicht fallen. Sowohl der Baugebiets-
typ „WA“ als auch die Verkehrsanlagen zum und im Gebiet sind dafür ausgelegt, auch 
eine Pflegeeinrichtung und einige Mietwohnungen, v.a. für Senioren, mit aufzunehmen. 
Die zu erwartende Altersstruktur in den Mietwohnungen spricht jedenfalls gegen eine 
merkliche Erhöhung der Kfz-Rate im Gebiet selber. 
Ausreichende Anzahl an Stellplätzen ist vom jeweiligen Vorhabensplaner auf den pri-

vaten Baugrundstücken einzurichten. 
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Zur Niederschlagswasserbeseitigung ist für das gesamte Baugebiet eine zentrale 

Versickerung in einem Rückhalte- und Versickerungsbecken eingerichtet. Der Über-

lauf dieses Beckens ist an den vorhandenen Regenwasserkanal angeschlossen, mit 

anschließender Einleitung des Niederschlagwassers über den Talvorfluter (in der 

Kölner Straße) in den Glaadtbach. 

 

Eine ausreichende Löschwasserversorgung, vor allem für den „Baugebietsteil 2.A“, ist 

im Rahmen des sich noch anschließenden Baugenehmigungsverfahrens nachzuwei-

sen. 

Vorhandene Versorgungsanlagen, Leitungen und deren Schutzstreifen sind von den 

Ausführenden bei den späteren Bauarbeiten zu berücksichtigen. 

 

 

6. Weitere Umweltaspekte 

 

Mit der Änderung des bestehenden Bebauungsplanes treten keine artenschutzrecht-

lich relevanten Änderungen im Hinblick auf die Verbotstatbestände gem. § 44 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) auf. Es finden sich keine planungsrelevanten 

Arten im Umkreis von 500 m zum vorhandenen B-Plangebiet. Darüber hinaus werden 

keine grundsätzlich neuen überbaubaren Flächen oder zusätzliche Eingriffe durch die 

Änderung des B-Planes ausgewiesen, lediglich an den in die Höhe wirkenden pla-

nungsrechtlichen Festlegungen, wie der Geschossigkeit, werden Anpassungen vor-

genommen. Es wird kein schützenswerter Bewuchs in Anspruch genommen, 

insbesondere bleiben die Alleebäume entlang der Markusstraße erhalten. 

 

Nördlich des Plangebietes liegt unverändert das gesetzlich geschützte Biotop „Kalk-

triften westlich Dahlem“. Es gehört zum FFH- (Fauna-Flora-Habitat-) Gebiet „Dahle-

mer Kalktriften“ und hat das primäre Ziel der Sicherung und Entwicklung der 

landschaftstypischen Kalkmagerrasen. Durch die Änderung des B-Planes ist, wie 

auch bei seiner Erstaufstellung, nicht mit einer Beeinträchtigung der Kalkmagerrasen 

weiter nördlich zu rechnen. 

 

 

7. Bodenordnung, Kosten 

 

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes werden keine bodenordnenden Maß-

nahmen mehr ausgelöst, diese sind bereits vollzogen. Die für die Herstellung der 

Verkehrsflächen und sonstigen Erschließungsanlagen erforderlichen Flächenanteile 

waren bereits im Rahmen der Umlegung auf die Gemeinde Dahlem übertragen wor-

den. 

Der Gemeinde Dahlem entstehen durch die Änderung keine zusätzlichen Erschlie-

ßungs- oder Unterhaltungskosten. 

 

 

8. Sonstige Bestimmungen, Hinweise und Empfehlungen 

 

Aufgrund der Lage in einer Kalkmuldenzone befindet sich u.U. verkarstungsfähiges 

Gestein im Untergrund. Es wird eine Baugrunduntersuchung nach den Vorgaben der 

DIN 1054 empfohlen. 

 

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 0 mit der Untergrundklasse R (R= 

Gebiete mit felsartigem Untergrund) gemäß der „Karte der Erdbebenzonen und geo-
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logischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1:350.000, Bundes-

land Nordrhein-Westfalen (Juni 2006). Karte zu DIN 4149 (Fassung April 2005).“ Die 

in der DIN 4149 genannten bautechnischen Maßnahmen sind bei der Bebauung des 

Plangebietes –unter Berücksichtigung der Bedeutungskategorie des Bauwerks- zu 

beachten. Erdbebenzone 0 bedeutet, dass hier normalerweise keine zusätzlichen 

Bauvorkehrungen hinsichtlich Erdbebenlasten erforderlich sind. Bei der Errichtung 

von Gebäuden mit einem höheren Bedeutungsbeiwert nach DIN 4149 (z.B. Kranken-

häuser, Schulen etc.) wird jedoch empfohlen, davon abzuweichen und die Bemes-

sungswerte der Zone 1 zugrunde zu legen. 

 

Zu beachten ist auch der Grundwasserstand im Planbereich. Bei der Planung von un-

terirdischen Anlagen sollten ggf. bauliche Maßnahmen zum Schutz vor hohen 

Grundwasserständen berücksichtigt werden. Ferner ist zu beachten, dass keine 

Grundwasserabsenkung bzw. –ableitung -auch kein zeitweiliges Abpumpen- erfolgt, 

und dass keine schädlichen Veränderungen der Beschaffenheit des Grundwassers 

eintreten. 

 

Während der Bauphase sind alle zu erhaltenden Gehölze gemäß DIN 18920 (oder 

analog RAS-LG 4) in ihrem Kronen-, Stamm- und Wurzelbereich zu schützen. 

 

Der Oberboden ist entsprechend § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) und DIN 

18915 (Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke) von allen Bau- und Be-

triebsflächen gesondert abzutragen, zu sichern und zur späteren Wiederverwendung 

zu lagern. Zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und zum Schutz vor Erosion sind 

Oberbodenmieten spätestens nach sechs Wochen mit geeignetem Saatgut (Luzerne 

oder andere stark wurzelnde Leguminosen) einzusäen. Nach Möglichkeit sind zumin-

dest die obersten 30 cm des Bodenprofils wieder auf dem Baugrundstück einzubrin-

gen. 

Unbelasteter Erdaushub ist nach Möglichkeit einer Wiederverwendung zuzuführen. 

Eine Deponierung ist nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig. 

Unvermeidbare Belastungen des Bodens (Verdichtung, Vermischung mit Fremdstof-

fen) sind nach Beendigung der Baumaßnahme zu beseitigen. Die Bauarbeiten sind 

so durchzuführen, dass eine Verschmutzung des Bodens ausgeschlossen bleibt. 

 

Sollten im Zuge der Baumaßnahmen vor Ort schädliche Bodenveränderungen fest-

gestellt werden, ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises Euskirchen nach § 

2, Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) unverzüglich zu informieren. 

Liegen im Zusammenhang mit Bodeneingriffen Hinweise und Erkenntnisse über 

Schadstoffbelastungen des Bodenaushubs oder der sonstigen Bauabfälle vor, so sind 

diese Abfälle bei den Bauarbeiten getrennt von den unbelasteten Materialien zu hal-

ten und in Abstimmung mit der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde zu untersuchen und 

zu entsorgen. 

 

Bei Bodenbewegungen evtl. auftretende archäologische Bodenfunde und -befunde 

oder Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit sind 

gemäß „Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-

Westfalen“ (Denkmalschutzgesetz – DSchG NW) vom 11.03.1980 (GV. NRW S. 226, 

716), geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934), in der 

z.Zt. geltenden Fassung, dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstel-

le Nideggen-Wollersheim, oder der Gemeinde Dahlem unverzüglich zu melden. Die 

zur Anzeige Verpflichteten (Eigentümer / Bauherr / Leiter der Arbeiten) haben das 

entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte in unverändertem Zustand zu 

erhalten. Die Weisungen des Rheinischen Amtes für Bodendenkmalpflege für den 
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Fortgang der Arbeiten sind abzuwarten. Die §§ 15 (Aufdeckung von Bodendenkma-

len) und 16 (Verhalten bei Aufdeckung von Bodendenkmalen) des DSchG NW sind 

zu beachten. 

 

Bei eventuellem Auffinden von Kampfmitteln (Bombenblindgänger, Munition o.ä.) bei 

Erdarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und umge-

hend die nächstgelegene Polizeidienststelle, die zuständige Ordnungsbehörde oder 

der Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu verständigen. Erfolgen zusätzliche Erd-

arbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgrün-

dungen etc., wird eine Sicherheitsdetektion nach dem entsprechenden Merkblatt 

empfohlen. 

 

Es wird empfohlen, anfallendes Niederschlagswasser aus der Dachentwässerung in 

einer auf dem Grundstück gelegenen Regenrückhalteeinrichtung zu sammeln und zu 

speichern. Das Fassungsvermögen des Auffangbehälters (z.B. Zisterne, naturnaher 

Teich) sollte mindestens 20 Liter pro m² versiegelter Grundstücksfläche betragen. 

Überschüssiges Wasser ist durch einen Überlauf in die Regenwasserkanalisation 

einzuleiten. 

 

Weitergehender Regelungsbedarf besteht auf Bebauungsplanebene nicht; planeri-

sche Details, wie z. B Brandschutzauflagen, einzuhaltende Abstände, Stellplatznach-

weis etc. sind bei der Ausführungsplanung für die Vorhaben zu beachten bzw. im 

Baugenehmigungsverfahren zu regeln. 

 

 

Stand: März 2018 

 

Bearbeitet im Auftrag der Gemeinde Dahlem 

 

 
 

 


